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Größere und kleinere Probleme  
bei der Polizei Rheinland-Pfalz
Als Angehöriger des Wechsel-
schichtdienstes (Dienstgrup-
penleiter bei der PI Bad Kreuz-
nach) beschäftige ich mich in 
der Regel in meinen Artikeln 
für den Polizeispiegel mit grö-
ßeren und kleineren Proble-
men oder positiven Dingen, 
welche innerhalb des Dienstes 
aufgetreten sind. 

<< Einwohnermeldesystem

Beginnen möchte ich mit et-
was Positivem. In meinem letz-
ten Leitartikel in der Ausgabe 
12/2018 hatte ich geschrieben, 
dass mit der Einführung des 
neuen Ewois nicht mehr die 
Wohnsitze von Personen ange-
zeigt wurden, wenn von der zu 
suchenden Person nur der 
Name bekannt war. Dies führ-
te dazu, dass man diverse Da-
tensätze aufrufen musste, um 
die gesuchte Person ausfindig 
machen zu können. Ich hatte 
das auch auf dem Dienstweg 
gemeldet und die Antwort  
erhalten, dass das nicht mehr  
geändert werde, da diese Funk-
tion so nicht von der program-
mierenden Firma verlangt wor- 

den sei. Zu meiner Überra-
schung wird seit einigen 
Wochen nun doch wieder der 
Wohnsitz von Personen ange-
zeigt, wenn man nur mit dem 
Namen sucht. 

<< Einsatzverpflegung

Bezüglich der Einsatzverpfle-
gung sind die Rückmeldungen 
der Kolleginnen und Kollegen 
derzeit total unterschiedlich. 
Die Verpflegungspauschale 
wurde angehoben. Eigentlich 
ging ich davon aus, dass es da-
durch kaum noch zu Beschwer-
den kommt. Jedoch gibt es Ein-
sätze, da wird die Verpflegung 
gelobt und dann wieder Einsät-
ze, bei denen starke Kritik ge-
übt wird. Vor ein paar Wochen 
erhielt ich von mehreren Kolle-
ginnen und Kollegen, die auf 
einem Einsatz waren, die Rück-
meldung, dass sich in ihren 
Lunchbeuteln ein abgepacktes, 
undefinierbares Stück Fleisch 
befand. Kaum jemand habe 
sich getraut es zu essen. Eine 
Kollegin meinte, sie habe es zu 
Hause ihrem Hund gegeben, 
der normalerweise alles essen 
würde. Das Fleisch habe er je-
doch ignoriert.  

<< Gesünderes Arbeiten  
Polizei

Bei diesem Thema reagieren 
viele Kolleginnen und Kollegen 
nur noch gereizt. Ich selbst 
kann mich da nicht ausneh-
men. Die überwiegende Zahl 
der Kolleginnen und Kollegen 
wünscht sich, dass Nachtdiens-
te zumindest mit einer Länge 
von neun Stunden erlaubt wer-
den/bleiben. Leider wird diese 
Forderung ignoriert. Es wird 
immer mehr Druck auf die 
Dienststellen ausgeübt, dass 
diese auf achtstündige Nacht-
dienste umstellen. Die PI Bad 

Kreuznach hat diese Umstel-
lung bereits vollzogen. Das Er-
gebnis ist nun, wie von den 
Kolleginnen und Kollegen be-
fürchtet, dass gerade unter der 
Woche die bisher schon sehr 
belastenden Spätdienste noch 
belastender geworden sind. 
Lag vorher wenigsten noch ein 
kleiner Teil der eher einsatz-
starken Zeit bis ca. 22 Uhr im 
Nachtdienst, liegt sie nun kom-
plett im Spätdienst. Dieser 
zieht sich gefühlt wie Kaugum-
mi und man kommt häufig zu 
gar nichts, außer zum Aufneh-
men von Sachverhalten. Diese 
werden dann in einem der fol-
genden Nachtdienste geschrie-
ben. Zu Beginn des Nacht-
dienstes um 22 Uhr kann man 
nun auch keine Ermittlungen 
mehr durchführen, da es hier-
für bereits zu spät ist und man 
nicht mehr beim Bürger klin-
geln kann.

Ich bin mir auch sehr sicher, 
dass zukünftig auch immer 
mehr Druck aufgebaut wird, 
damit engerfristig geplante 
Fußstreifen oder Verkehrskon-
trollen vor dem Spätdienst 
oder nach dem Frühdienst 
nicht mehr stattfinden, ob-
wohl man nicht länger als 10 
Stunden am Tag arbeitet. Es 
wird nur noch gewünscht sein, 

dass man an seinen freien Ta-
gen Kontrollen oder Fußstrei-
fen durchführt.

Vonseiten des Inspekteurs der 
Polizei wird immer darauf hin-
gewiesen, dass GAP und die 
Polizeistärke nichts miteinan-
der zu tun hätten. In Teilen 
gebe ich ihm da Recht, das Pro-
blem bestand auch bei den al-
ten Schichtmodellen. Um aber 
GAP, so wie es eigentlich ge-
dacht ist, umsetzen zu können, 
braucht die rheinland-pfälzi-
sche Polizei mehr Personal. 
Ohne mehr Personal muss für 
Sondereinsätze immer wieder 
auf Zwöfstundendienste um-
gestellt werden oder Kollegin-
nen und Kollegen müssen aus 
ihrem Frei geholt werden. 

Sehr anschaulich lässt sich 
dies am Beispiel des diesjähri-
gen Bad Kreuznacher Jahr-
marktes veranschaulichen. 
Dieser geht von Freitag bis 
Dienstag. Wann dieser statt-
findet, ist ja lange vorher be-
kannt. Dieses Jahr stellt die PI 
Bad Kreuznach ihren Wechsel-
schichtdienst von Freitag bis 
Dienstag komplett auf Zwölf-
stundendienste um, damit die 
Wache auf dem Jahrmarkt be-
setzt werden kann. Die Bereit-

<< Patrick Müller
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schaftspolizei war angefor-
dert, konnte jedoch nur an 
einem Tag Kräfte zusagen, da 
sie anderweitig gebunden war 
(Fußballeinsätze und Demons-
trationen). Da der Wechsel-
schichtdienst der PI Bad Kreuz-
nach sonntags sowieso bereits 
12-Stunden-Dienste arbeitet, 

musste für diesen Tag eine 
Schicht aus dem Frei geholt 
werden. Die Alternative zu der 
Umstellung auf 12-Stunden-
Dienste wäre gewesen, jeden 
Tag innerhalb des Zeitraums 
eine Schicht aus dem Frei zu 
holen, was bei den Kollegin-
nen und Kollegen noch unbe-

liebter ist. Die derzeitige Stär-
ke der rheinland-pfälzischen 
Polizei wird in den kommen-
den Jahren zwar erhöht, aber 
dass von diesem Personal viel 
im Wechselschichtdienst oder 
in der Bereitschaftspolizei an-
kommt, bezweifle ich. Das 
Landeskriminalamt braucht 

immer Personal, die Kriminal-
polizei braucht Personal und 
ganz am Ende der Kette wird 
der Wechselschichtdienst ste-
hen.  

Patrick Müller, 
Bezirksvorsitzender PP Mainz

Ehrennadel des Landes Rheinland-Pfalz für 
Michael Reissmann
Für seine 15-jährige ehrenamt-
liche Richtertätigkeit am Lan-
dessozialgericht in Mainz  
erhielt der DPolG-Kreisvorsit-
zende Michael Reissmann aus 
den Händen von Justizminister 
Herbert Mertin die Ehrennadel 
des Landes Rheinland-Pfalz.

Der Justizminister würdigte 
das Engagement von Michael 
Reissmann, der sich „in hohem 
Maße für die Gemeinschaft 
eingesetzt hat. Das ist beispiel-
haft und dient als Vorbild für 

viele andere ehrenamtlich Täti-
ge.“ Aus diesem Grund war es 
für den Justizminister eine be-
sondere Freude, dass er zusam-
men mit dem Präsidenten des 
Landessozialgerichtes, Dr. Wer-
ner Follmann, die von Minister-
präsidentin Malu Dreyer verlie-
hene Ehrennadel mit Urkunde 
überreichen konnte.

Die DPolG-Landesleitung  
gratuliert Michael Reissmann 
für sein beispielhaftes Engage-
ment für unsere Gesellschaft.�

DPolG Spendentour 2019

Radeln für den guten Zweck
Mehr als 2 400 Kilometer im 
Sattel legte der Fahrradkorso 
der DPolG zurück, um in allen 
Bundesländern Spenden für 
die DPolG-Stiftung zu sam-
meln und für die gute Sache zu 
werben. Am 20. Juni war die 
Gruppe zu Gast beim PP Mainz.

Die gemeinnützige Stiftung 
der DPolG mit Sitz im bayeri-

schen Lenggries ist einmalig in 
Deutschland. Sie ermöglicht 
traumatisierten Kolleginnen 
und Kollegen und deren Ange-
hörige, sich kostenlos in ihren 
Stiftungshäusern in den Baye-
rischen Alpen zu erholen, zu  
regenerieren und sich mit an-
deren Betroffenen auszutau-
schen. 

Die Stiftungshäuser der DPolG 
stehen allen Betroffenen, un-
abhängig von einer Mitglied-
schaft in der DPolG, offen. 
„Denn für die DPolG steht das 
Wohl und die Gesundheit aller 
Kolleginnen und Kollegen im 
Mittelpunkt“, betonte Stefan 
Roth, Vorstandsmitglied im 
DPolG-Kreisverband Mainz, 

beim Empfang des Fahrradkor-
sos in Mainz. Einmal durch die 

gesamte Bundesrepublik – und 
das mit dem Fahrrad.�

<< Der DPolG-Fahrradkorso in Mainz. Stefan Roth (Bildmitte) und Patrick 
Müller (kniend rechts) vertraten die DPolG Rheinland-Pfalz.
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<< Dr. Werner Follmann, Michael Reissmann und Justizminister Herbert 
Mertin (von links)
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<< Reges Interesse vor dem PP Mainz
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Landesbeauftragter für Datenschutz von  
Baden-Württemberg verhängt erstes  
Bußgeld gegen Polizeibeamten
Wegen rechtswidriger Verar
beitung dienstlich erlangter 
personenbezogener Daten zu 
privaten Zwecken hat die Buß-
geldstelle des Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit von Ba-
den-Württemberg mit Bescheid 
vom 9. Mai 2019 gegen einen 
Polizeibeamten eine Geldbuße 
in Höhe von 1 400 Euro ver-
hängt. Hierbei handelt es sich 
um das erste Bußgeld gegen 
einen Mitarbeiter einer öffentli-
chen Stelle nach Inkrafttreten 

der EU-Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) und des neu-
en Landesdatenschutzgesetzes 
(LDSG).

Der Polizeibeamte fragte ohne 
dienstlichen Bezug unter Ver-
wendung seiner dienstlichen 
Benutzerkennung über das 
Zentrale Verkehrsinformati-
onssystem (ZEVIS) des Kraft-
fahrtbundesamtes die Halter- 
daten bezüglich des Kfz-Kenn-
zeichens einer privaten Zufalls-
bekanntschaft ab. Mit den so 

gewonnenen Personalien führ-
te er im Anschluss eine soge-
nannte SARS-Anfrage bei der 
Bundesnetzagentur durch, bei 
welcher er neben den Per
sonendaten der Geschädigten 
auch die dort hinterlegten 
Festnetz- und Mobilfunknum-
mern erfragte. Unter Verwen-
dung der so erlangten Mobil-
funknummer nahm der 
Polizeibeamte – ohne dienstli-
che Veranlassung oder Einwilli-
gung der Geschädigten – tele-
fonisch Kontakt mit dieser auf.

Durch die ZEVIS- und SARS-An-
frage zu privaten Zwecken und 
die Verwendung der so erlang-
ten Mobilfunknummer zur pri-
vaten Kontaktaufnahme hat 
der Polizeibeamte personenbe-
zogene Daten aus den Daten-
banken des Kraftfahrtbundes-
amtes beziehungsweise der 
Bundesnetzagentur eigen-
mächtig zu gesetzesfremden 
Zwecken verarbeitet.

Das Bußgeld ist mittlerweile 
rechtskräftig. �

Bundesfinanzhof bestätigt neues 
Reisekostenrecht
Der Bundesfinanzhof hat ent-
schieden, dass das steuerliche 
Reisekostenrecht, das seit dem 
Jahr 2014 den Werbungskos-
tenabzug für nicht ortsfest ein-
gesetzte Arbeitnehmer und Be-
amte – wie zum Beispiel 
Streifenpolizisten – einschränkt, 
verfassungsgemäß ist.

Steuerrechtlich sind beruflich 
veranlasste Fahrtkosten von 
nichtselbstständig Beschäftig-
ten grundsätzlich in Höhe des 
tatsächlichen Aufwands als 
Werbungskosten abziehbar. 
Abzugsbeschränkungen beste-
hen allerdings für den Weg 
zwischen der Wohnung und 
dem Arbeits- oder Dienstort. 
Werbungskosten liegen hier 
nur im Rahmen der sogenann-
ten Pkw-Entfernungspauschale 
in Höhe von 0,30 Euro je Ent-
fernungskilometer vor. Dabei 
definiert das neue Recht den 
Arbeits- oder Dienstort als 
„erste Tätigkeitsstätte“ (bisher: 
„regelmäßige Arbeitsstätte“). 
Nach dem neuen Recht be-

stimmt sich die erste Tätig-
keitsstelle anhand der arbeits- 
vertraglichen oder dienstrecht-
lichen Zuordnung durch den 
Arbeitgeber. Demgegenüber 
kam es zuvor auf den qualitati-
ven Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Arbeitnehmers an. Diese 
Änderung ist für die Bestim-
mung des Anwendungsbe-
reichs der Entfernungspau-
schale (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 
Sätze 1 und 2 EStG) sowie der 
Verpflegungspauschalen (§ 9 
Abs. 4 a Satz 1 EStG) von Be-
deutung.

<< Polizist macht Fahrtkosten 
und Verpflegungsmehrauf-
wendungen geltend

Der Streitfall betraf einen Poli-
zisten, der arbeitstäglich zu-
nächst seine Dienststelle auf-
suchte und von dort seinen 
Einsatz- und Streifendienst an-
trat. Die Tätigkeiten in der 
Dienststelle beschränkten sich 
im Wesentlichen auf die Vor- 
und Nachbereitung des Einsatz- 

und Streifendienstes. In seiner 
Einkommensteuererklärung für 
2015 machte er Fahrtkosten 
von seiner Wohnung zu der Po-
lizeidienststelle sowie Verpfle-
gungsmehraufwendungen 
entsprechend der bisherigen 
höchstrichterlichen Rechtspre-
chung nach Dienstreisegrund-
sätzen geltend.

Er ging davon aus, dass keine 
erste Tätigkeitsstätte vorliege, 
da er schwerpunktmäßig au-
ßerhalb der Polizeidienststelle 
im Außendienst tätig sei. Das 
Finanzamt berücksichtigte 
Fahrtkosten lediglich in Höhe 
der Entfernungspauschale. 

Mehraufwendungen für Ver-
pflegung setzte es nicht an. 
Das Finanzgericht wies die Kla-
ge ab.

Der Bundesfinanzhof bestätig-
te die Entscheidung der Vorin-
stanz. Nach neuem Recht ist 
entscheidend, ob der Beamte 
einer ersten Tätigkeitsstätte 
durch arbeits- oder dienst-
rechtliche Festlegungen dau-
erhaft zugeordnet ist. Ist dies 
der Fall, kommt es auf den 
qualitativen Schwerpunkt der 
Tätigkeit des Arbeitnehmers 
entgegen der bis 2013 gelten-
den Rechtslage nicht an. Aus-
reichend ist, dass der Beamte 

Respekt und Anerkennung
für eine starke Polizei

14. Ordentlicher Landesdelegiertentag  
28.–30. Oktober 2019 

Deutsche Richterakademie Trier
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An alles gedacht?

Die optimale Absicherung
Beamtinnen und Beamte benötigen spezielle, auf 
ihre Bedürfnisse abgestimmte Versicherungen. Die 
Weichen für eine optimale Absicherung werden 
gleich zu Beginn der Beamtenlaufbahn gestellt.

Da junge Beamtinnen und Be­
amte viele Versicherungen neu 
abschließen, sollten sie vor der 
Entscheidung für einen Anbie­
ter und Tarif sich ausführlich 
informieren. Wenn die Versi­
cherungskonditionen nicht zur 
Berufssituation passen, steht 
man im Ernstfall eventuell im 
Regen. Die DBV Deutsche  
Beamtenversicherung, lang­
jähriger und exklusiver Koope­
rationspartner des dbb  
vorsorgewerk, hat als Spezial­
versicherer für Beamte und 
Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst ein auf die Bedürfnisse 
der Zielgruppe abgestimmtes 
Paket aus Produkten, Services, 
Beratung und Betreuung ge­
schnürt. 

<< Die Beihilfe:  
Das Krankensicherungs­
system für Beamte und 
Richter

Der Dienstherr kommt damit 
für Krankheits-, Pflege- und 
Geburtskosten auf. Allerdings 
nur bis zu einem bestimmten 
Bemessungssatz (meist 50 Pro­
zent). Die Restkosten sollten 
über eine private Krankenversi­
cherung (PKV) abgesichert 
werden. Um den PKV-Nach­
weis zum Dienstbeginn vorle­
gen zu können, empfiehlt das 
dbb vorsorgewerk, sich recht­
zeitig um den Abschluss zu 
kümmern. Wer zu diesem Zeit­

punkt bereits dbb Mitglied ist, 
erhält bei der DBV gleichzeitig 
einen Beitragsnachlass in Höhe 
von 3 Prozent (tarifabhängig).

<< Das passiert nicht immer 
nur den anderen

Wenn Beamte Fehler machen, 
haftet im Normalfall der 
Dienstherr. Handelt man aller­
dings grob fahrlässig, muss der 
Beschäftigte den Schaden be­
zahlen. Gerade bei Polizei, Jus­
tiz, Zoll, aber auch bei Lehrern 
und Verwaltungsbeamten ist 
das Risiko hoch, dass etwas 
schiefläuft. Eine grobe Fahrläs­
sigkeit wird mit einer Dienst­
haftpflicht- und einer Vermö­
gensschadenhaftpflichtversi­
cherung abgedeckt. Sie 
übernimmt auch die Abwehr 
ungerechtfertigter Ansprüche. 
Beamte, die aus gesundheitli­
chen Gründen langfristig nicht 
in der Lage sind, ihren Dienst 
auszuüben, können dienstun­
fähig geschrieben werden. Eine 
bereits vor dem Einstieg in den 
öffentlichen Dienst abge­
schlossene „normale“ Berufs­
unfähigkeitspolice bietet in der 
Regel für diese Situation keine 
bedarfsgerechte Absicherung. 
Nur eine allgemeine oder spe­
zielle Dienstunfähigkeitsversi­
cherung (inklusive Absicherung 
bei Teildienstunfähigkeit) stellt 
sicher, dass der Beamte eine 
Rente gezahlt bekommt.

Beamte auf Widerruf und Be­
amte auf Probe werden bei 
Minderung ihrer Arbeitskraft 
durch geistige oder körperliche 
Schäden, die nicht Folge eines 
Dienstunfalls sind, als dienst­
unfähig entlassen ohne gesetz­
lichen Versorgungsanspruch 
durch den Dienstherrn. Man 
wird in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung nachversi­
chert, in den ersten fünf Jahren 
bestehen aber in der Regel kei­
nerlei gesetzliche Rentenan­
sprüche. Deshalb ist eine 
Dienstanfänger-Police sehr 
empfehlenswert. Mit ihr er­
wirbt man den Anspruch auf 
eine Dienstunfähigkeitsrente, 
kombiniert mit einer privaten 
Altersvorsorge.

Exklusiv für dbb-Mitglieder 
und Angehörige: Bis zu 5,5 Pro­
zent Beitragsvorteil bei Ab­

schluss einer Dienstunfähig- 
keitsversicherung beziehungs­
weise Dienstanfänger-Police 
sowie 3 Prozent bei Abschluss 
einer Diensthaftpflichtversi­
cherung bei der DBV.

<< Mal einfach das  
dbb vorsorgewerk fragen!

Auf www.dbb-vorteilswelt.de/
versicherung können sich  
Berufsstarter im öffentlichen 
Dienst über die für sie wichti­
gen Versicherungen informie­
ren. 

Die Kundenberatung des dbb 
vorsorgewerk steht telefonisch 
von montags bis freitags von 
10 Uhr bis 16 Uhr unter 
030.40816444 begleitend zur 
Seite und vermittelt auf 
Wunsch gerne einen Berater 
vor Ort.�

<	 Wir gratulieren

Im Monat September 2019 haben Geburtstag:
40 Jahre 
Marcus Fügen 
Nicole Decker

50 Jahre 
Volker Thielen 
Manuela Weitzel 
Dagmar Tillmanns

55 Jahre 
Rolf Nirmaier 
Ingo Simon

60 Jahre 
Udo Ziwes 
Harald Reichel

65 Jahre 
Willibrord Anton Rössel  
Klaus Naumann

70 Jahre 
Peter Roser 
Dieter Marschke 
Martin Bous

75 Jahre 
Klaus Breitwieser

77 Jahre 
Günter Monzel

79 Jahre 
Hugo Wust 
Dieter Breuer

90 Jahre 
Eleonore Alberg

am Ort der ersten Tätigkeits­
stätte zumindest in geringem 
Umfang Tätigkeiten zu erbrin­
gen hat. Dies war nach den 
Feststellungen des Finanzge­
richts bei dem Streifenpolizis­

ten im Hinblick auf Schreibar­
beiten und Dienstantrittsbe­
sprechungen der Fall. Verfas­
sungsrechtliche Bedenken 
gegen die Neuregelung ver­
neinte der Bundesfinanzhof. 

Der Gesetzgeber habe sein Re­
gelungsermessen nicht über­
schritten.

Quelle: Bundesfinanzhof/ 
ra-online (pm/kg)  

Bundesfinanzhof,  
Urteil vom 11. April 2019  

VI R 40/16, VI R 12/17, VI R 
12/17 (Urteil vom  

4.April 2019), VI R 6/17  
(Urteil vom 10. April 2019) 
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